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Ein "forum"-Gespräch mit Andre Hoffmann

Andre Hoffmann, Philosophieprofessor, saß mehrere Jahre als V ertreter der Kommunistischen Partei

Luxemburgs im Parlament.Als auf deren letzten Parteitag deutlich wurde, daß sich die Erneuerungs-
kräftenhh t ùurohx,tzcn k unn te n.rcu t orm| t mchr,r,nG|:|chgm|nnt,nxuodc r Partei aus und grün-

dete die "Nei lénk Be pcnung", d|, versucht, die undogmatische Linke neu zu urvyyio,on, und jüngst
beschlossen hat, an den Legislativwahlen nm/2. Juni 1994 teilzunehmen. "forum" sprach m| t Andre

Hoffmann über seine politische Analyse der Luxemburger Gesellschaft und die Entwicklungen am

linken Rand des Parteienspektrums.

"forum": André Hoffmann, Du hattest gestern die
Koalition fast gesprengt

André Hvffinnn,r Das ist gewiß übertrieben! Seit
Madame Anne Brasseur (DP) 1988 einen Gesetzes-
vorschlag eingebracht hatte, den Gcbonnnxmcndcr
Frau auch in den Wihlerlisten nicht zu inderii, wurde
insbesondere von Seiten der CSV eine Verzöge-
rungstaktik angewandt. Von VVxh! zu Wahl, 1989`
1993. 1994 behauptete der Innenminister stets, die
Termine seien zu kurz, um noch 'was daran zu ün'
dcm. Das ist absolut }öchodiub 0,eine Sache, die
eigentlich uooxol sein müßte und auch unserer Ver-
fassung und den internationalen Konventionen ent-
xphcbt. Als nun die Regierung bei der Novellierung

des Wahlgesetzes die Frage des Frauennamens von
den Neuerungen hei der Briefwahl abtrennte, brachte
ich im Kammerplenum den Änderungsantrag ein,
das Gesetzcsprojektdurch einen Ar t ikel zu ergin.zen,
in dein ich den Gcsetzesvorschlag Brasseur aufgriff,
uni im Wahlgesetz jenen Artikel zu streichen, der
verlangt, daß Frauen unter deiu Namen ihres Gatten
in die WÜb|cdimco eingetragen werden. Da inner-
halb der LSAP einige Abgeordnete, insbesondere
Frauen, damit einverstanden waren, 0bnc das zu ei-
niger Aufregung in do` Reihen der Koalition. Das
Abstimmungsergebnis entsprach denn für 
nicht 100%ig den Mcbd`citsvorhÜkni`ocn /xvm. d.
Red.: &/// der geschlossenen Opposition votierte
Frau Lydie Err (ISAP) fnr den Antrag Hoffmann,
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während Frau Erna Hennicot-Schoepges (C.SV) und
Herr Jeannot Krecké (LSAP) sich der Stimme ent-
hielten. Ansonsten votierten LSAP und CSV gegen
den Antrag.]

"forum": Kann man daraus den Schluß ziehen, daß
auch ein isolierter Abgeordneter seine Existenzbe-
rechtigung im Parlament hat?

André Hoffmann: Das würde ich auf jeden Fall beja-
hen. Nicht nur, weil er es gelegentlich fertig bringt,
für ein bißchen Aufregung in den Reihen der Mehr-
heitsparteien zu sorgen, das bleibt nur Anekdote.
Wichtiger scheint mir seine Rolle, Überlegungen ins
Parlament einzubringen, die Fragen grundsätzlicher
Natur aufwerfen. Sie können auch deutlicher als Mit-
glieder großer Parteien nach Alternativen fragen
bzw. Alternativen entwerfen. Auch wenn solche bei
Abstimmungen nicht akzeptiert werden, so sind sie
doch wichtig für die demokratische Diskussion, sie
lösen einen Denkprozeß aus in der Öffentlichkeit und
vielleicht bei den anderen Parteien, und nach und
nach zeitigen sie Wirkung. In der Geschichte sind
Innovationen nie von Mehrheiten ausgegangen, im-
mer von Minderheiten. Wurden solche Minderheiten
zu Mehrheiten - auch das war schon in unserem Jahr-
hundert zu beobachten -, war es meistens mit dem
innovativen Charakter getan.

"forum": Welche Entwicklungen müßten denn in un-
serer Gesellschaft initiiert werden? Vor welchen fiin-
damentalen Problemen stelzt die Luxemburger Ge-
sellschaft? In welche Richtung müßten die Minder-
heiten initiatit' werden?

André Hoffmann: Meines Erachtens gibt es keine
spezifischen Probleme der Luxemburger Gesell-
schaft, abgesehen von Detailfragen etwa in bezug auf
unsere wirtschaftlichen Strukturen, bei denen es in
der Tat einige Luxemburger Eigenarten gibt. Insge-
samt sieht sich die Luxemburger Gesellschaft genau
denselben Problemen gegenüber wie die gesamte in-
dustrialisierte Welt oder sogar die ganze Welt.

men, andererseits auch mit der Organisation der Ar-
beitswelt.

Die Frage stellt sich also, wie Minderheiten diesen
Prozeß beeinflussen können. Zunächst müssen sie
sich gegen Fertigrezepte wehren, die einfach darauf-
hinauslaufen, im gesellschaftlichen Interessenkon-
flikt ein paar Punkte für sich zu verbuchen. Das ge-
schieht nämlich zur Zeit in allen Industriestaaten:
Abbau des Arbeitsrechts, Abbau des Sozialstaats,
Abbau der Löhne im Rahmen der Krisenbekämp-
fung. Dann gilt es zu verhindern, daß ein neues Mo-
dell entsteht, das vielleicht funktioniert, das aber ver-
bunden ist mit der Ausgrenzung einer größeren Zahl
von Menschen, mit einer Flexibilisierung der Ar-
beitsbedingungen, die zu einer Verschlechterung der
Lebensbedingungen führt, ... Ein Modell auch, das
durch die Ausgrenzungsphänomene, durch die De-
motivierungen, die damit verbunden sind, durch ei-
nen ständigen Druck auf die Nachfrageseite sehr un-
stabil ist, das also eher häufiger zu Rezessionskrisen
führt.

In welche Richtung müssen wir uns also bewegen?
Ich glaube, es ist nicht mehr möglich allein im Rah-
men sozialer Fragestellungen zu denken. Die ökolo-
gischen Probleme müssen stets mitgedacht werden.
Das müssen auch die sich immer noch links nennen-
den Strömungen bekennen: links o grün ist nicht
mehr denkbar. Und andererseits ist immer die plane-
tarische Perspektive mitzubedenken. Man kann nicht
mehr so tun, als ob gewisse Probleme sich nur in Lu-
xemburg stellten oder als ob sie in Luxemburg lösbar
wären. Man kann nicht - aus moralischen und aus
sozial-ökonomischen Gründen - eine Beschäfti-
gungspolitik betreiben, die darauf hinausläuft, die
Arbeitslosigkeit zu exportieren, oder von der Aus-
beutung der Dritten Welt zu profitieren, uni bei uns
ein gewisses Konsum- und Wachstumsmodell auf-
recht zu erhalten. Hier ist eindeutig ein Umdenken
erfordert. Und Umdenken geht stets von Minderhei-
ten aus.

Das Wachstumsmodell in der
Krise

Dabei handelt es sich um das Problem eines wirt-
schaftlichen und sozialen Modells, das sich in einer
Krisen- un(J Unubnlchsituatlun befindet. Es genügt
nicht, das Stichwort Arbeitslosigkeit zu nennen und
zu sagen, diese sei rezessionsbedingt. Die Arbeitslo-
sigkeit ist - nicht nur meines Erachtens - ein Anzei-
chen des anbrechenden Endes eines Wirtschafts-
wachstumsmodells, das während niehrererJahrzehn-
te funktionierte, weil Massenproduktion und
Massenkonsum übereinstinuuten, allerdings au f Ko-
sten der Umwelt, der Biosphäre, der natürlichen Res-
sourcen einerseits und auf Kosten der kolonialen
oder mittlerweile entkolonisierten Linder der sog.
Dritten Welt a ndererseits. Dieses Modell ist am Ende
und es wäre illusorisch zu glauben, es genüge Maß-
nahnuen zu ergreifen, um die Rezession abzubauen,
und dann könnten wir zu diesem Modell zurückfin-
den. Das geht nicht aus mehreren Gründen. Das
hängt mit der Ausbeutung der nicht unendlichen na-
türlichen Ressourcen, lies mit der Umwelt zusam-

"fohl lum": Lieg! das Problem denn zur Zeit nicht dar-
in, daß wir eher Arbeitslosigkeit importieren als sie
exportieren? Wann bei uns die A rbeitslosigkeit lang-
sam a n Bedeutung zunimmt, dann weil ein Arbeits-
markt im Entstellen begriffen ist, der die Grenzen Lu-
xemburgs überschreitet, d. h. wir selten uns einer
Konkurrenz ausgesetzt, die wir bislang als Land
nicht kannten. Vorhin hast Du behauptet, die Eigen-
ar-ten Luxemburgs fallen nicht so sehr ins Gewicht.
Sitzt Du dabei nicht einem alten Denkfahler der KP
auf, die im m er Theorien Italic, die sie einer Realität

überstülpen wollte? Wiederholt sich dieses Schema
jetzt nicht mit einer Theorie, die wohl nicht mehr
marxistisch ist, sondern neo-keynesianistisch oder
wie auch immer sie zu nennen ist, die aber übersieht,
daß Luxemburgs Wollstand darauf beruht, daß ge-
wisse Nischen ausgenutzt wurden, weil - wie andere
sagten - "11 faut monnayer notre soul'eraineté" Wie
geht ihr rnit dienern Faktor t un?

A ndré Hoffmann: Zuerst: ich möchte überhaupt nicht
den Anspnlch erheben, eine Theorie zu vertreten. Ich
bin kein Wissenschaftler. Es war eine der großen
Fehleinschätzungen der kommunistischen Bewe-
gung zu glauben, auch Parteien könnten eine abge-
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schlossene Theorie haben, wie Wissenschaften. Ich
bin allerdings nach wie vor der Meinung, daß bei
Marx manches zu lernen ist, um die existierende Ge-
sellschaft zu interpretieren und um Alternativen aus-
zudenken. Allerdings nicht im Sinne eines vorgefer-
tigten Modells, was auch Marx nicht gewollt hat.

Ich will also auch keineswegs auf Luxemburg eine
Theorie anwenden, die dann nicht mit den Realitäten
übereinstimmt. Ich wollte nur sagen, daß die grund-
sätzlichen Probleme, denen Luxemburg sich gegen-
über sieht, keine anderen sind als jene, die die sozio-
ökonomischen Strukturen betreffen, die auch in Lu-

xemburg gelten. Hinzu kommen natürlich
Luxemburger Eigenarten, die sich z. B. darin äußern,
daß die Arbeitslosigkeit bei uns viel geringer ist. Es

stimmt, daß die Luxemburger Politik darauf ausge-
richtet ist, gewisse Nischen auszunutzen. M. E. ha-
ben wir in Luxemburg den gar nicht so seltenen Fall,

daß sich in einer Region Anziehungspole herausge-
bildet haben. Ich denke etwa an Mailand, wo das auch
der Fall ist. Bei uns gibt es den Unterschied, daß der
Pol von nationalstaatlichen Grenzen umgeben ist, so
daß aus unserer Souveränität - soweit es sie noch gibt
- gewisse Vorteile herauszuziehen sind.

treten sind, bei denen sich auch moralische und poli-
tische Widersprüche ergeben.

Ein Bündnis von rot und grün?

"forum": Du hast vorhin die Verbindung der sozialen
mit der ökologischen und planetarischen Problema-
tik betont. War das ein Dissenspunkt mit der KP?

André Hoffmann: Zu den inhaltlichen Ursachen des

Dissenses mit der KPL gehörte sicher diese Frage.
Nach dem Kongreß von 1990 wurde in der Partei ja
viel diskutiert und die Umweltfrage war sicher ein
kontroverses Thema, aber nur eines. Das Problem der

KPL besteht darin, daß die Geschichte der Partei ver-
schiedene ihrer Mitglieder derart geprägt hat, daß sie
nicht imstande sind sich von ihren alten Denksche-
men, leider z. T. totalitären Denkschemen, zu lösen.
Das gilt selbstverständlich nicht pauschal für jeden,
der heute noch in der KPL ist. Das scheint mir das
fundamentale Problem zu sein, weil sich daraus auch
die Blockierungen in bezug auf inhaltliche Fragen
ergeben.

Was ist dazu zu sagen? Die "Neue Linke" ist im Be-

stehen begriffen; wir haben also noch keine fertigen
Konzepte. Doch ich glaube, daß es falsch ist, bewußt
mit politischen Mitteln derartige Ungleichgewichte
in einer Region zu fördern. Ich frage mich, ob es lang-
fristig nicht sinnvoller wäre, sich für eine gleich-
mäßigere Entwicklung in der Großregion einzuset-
zen. Ich frage mich auch - obschon das in Luxemburg
immer sehr delikat ist -, ob es richtig war, aus rein
finanziellen Gründen, aus Gründen der Finanzierung
des Staates, so einseitig auf den Finanzsektor zu set-
zen und - für den Staat gewinnbringend - auf zwei-
felhafte Dinge zu setzen wie Steuerflucht, Schwarz-

geld, Kapitalflucht aus der Dritten Welt usw. War das
verantwortlich oder hätte man stärker auf den Erhalt
des industriellen Rückgrats des Landes pochen müs-
sen? Obwohl diese Politik durchaus dem Luxembur-
ger Staat erlaubte, gewisse soziale Standards einzu-
führen oder aufrechtzuerhalten, die andernorts nicht
möglich waren, habe ich in der Hinsicht meine Be-
denken, weil das Ganze auch auf Sand gebaut sein
und zusammenbrechen könnte. Eine Krise im Fi-
nanzsektor ist nie auszuschließen. Zudem ist zu be-
denken: Die Luxemburger Regierung muß gegen
eine Quellsteuer plädieren, obschon dabei doch nur -
zu Niedrigsttarifen - solches Geld besteuert wird, das
als erstes besteuert werden müßte. Oder die Luxem-
bu rger Regierung muß das Bankgeheimnis verteid
gen, obschon das für mich - sofern es nicht dem
Schutz der Privatsphäre dient - eine überholte Insti-
tution ist, die es längst nicht mehr geben dürfte. In
anderen Worten: Durch diese Ausrichtung der Lu-
xemburger Wirtschaft werden wir gezwungen, Posi-
tionen zu vertreten, die moralisch nicht mehr zu ver-

"forum": Wenn Du die Wichtigkeit der ökologischen
Frage derart betonst, warum dann nicht schlichtweg
den Grünen beitreten und eventuell für einen höhe-
ren Stellenwert der sozialen Frage im Parteipro-
gramin der Luxemburger Grünen kämpfen?

André Hoffmann: Ich habe in meiner Gastinterven-
tion beim Kongreß der Grünen betont, daß es in der

Tat eine ganze Reihe von Gemeinsamkeiten gibt und
daß die Zukunft nur in einer vielfältigen Zusammen-
a rbeit liegt, nicht in einem organisatorischen Zusam-
mengehen. Ich bin echt überzeugt, daß die Zukunft
nur zu gestalten ist in der Zusammenarbeit zwischen
der grünen und der erneuerten roten Tradition. Von
dieser Zusammenarbeit müssen Impulse ausgehen
für die Erneuerung der Gesellschaft und die Mobili-
sierung der Menschen. Warum kein Zusammen-
schluß? Es gibtja Under, in denen Grüne und erneu-
erte Rote eine Allianz gegründet haben, etwa in Spa-
nien oder in Italien oder den Niederlanden. Meines
Erachtens liegen die Akzente aber noch anders: Auf
der grünen Seite wird tendenziell immer noch zuerst
grün und dann erst sozial betont, auf der erneuerten
Linken hingegen liegt der Akzent immer noch zuerst
auf sozial und das Okologische folgt. Das ist nicht
eine Frage inhaltlicher Prioritäten oder chronologi-
scher Vorgehensweise, sondern eine Frage der Sen-
sibilität, des sozialen Umfelds, in dembestimmte po-
litische Bewegungen verwurzelt sind. Meine Mei-
nung war, daß wir es gar nicht fertigb6chten, sogar
wenn wir es wollten, jenes soziale Spektrum, das wir
zu erreichen suchen, global zu den Grünen rüberzu-
ziehen, aus psychologischen, sozialen, historischen
Ursachen. Daher fand ich es klüger, getrennte Wege
zu gehen, aber zu versuchen, gemeinsam ans Ziel zu
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"forum": Wahlpolitisc/z ist das ein Risiko!

André Hoffmann: Für uns?

"forum": Ja, und allgemein für die fortschrittlichen
Kräfte des Po,/cicn«yek/n/ms. Drei Bewegungen
Grüne, KPL und "NeiLénk" buhlen um z.T. dieselben
Wählerstimmen, vor allem von Protestwählern. Die

Gefahr ist gcX,6uw daß sie ,ich gegenseitig soviel
Stimmen abjagen daß es film keinen langt, zumindest
um eine starke Präsenz im Parlament zu erreichen.

André Hoffinonn: Ich persönlich hätte nichts gegen
ein rot-grünes Wahlbündnis gehabt. Unter rot verste-
b^ icboxh\dichno,Lcuu"dirzumDmdoukoubcn^it
situ', und wer zu diesem Schritt bereit ist, hat ja ei-
gentlich schon umgedacht. Das war aber nicht mög-
lich, aus verschiedenen Ursachen. Die Grünen selbst
wollten zur Zeit keine derartige Allianz. Ich kann sie
auch verstehen: Sie sehen sich in einer Auf-
acbvvuoâphnx,, in der sie keine derartige Allianz
elektoral nötig haben. Andererseits gibtcxhciihncn
auch Leute, dic meinen, solche Bündnisse nach links
würden zu größeren Wählerverlusten nach rechts
oder zur Mitte hin führen. Ich verstehe das. Es gibt
auch auf beiden Seiten ein gewisses MiDtmucu ge-
genüber dcr'cw,i||gonxud,ru3ci|,.8cidcuGrÜncu
gibt es das Mißtrauen gegenüber den gewandelten
Kommunisten der Neuen Linken, deren Wandlu ngen
noch nicht so recht getraut wird. Und auf der linken

Seite - auch bei Sozialisten - gibt es das MiD|mu,n,
die Grünen sei doch nicht so sozial, das sei nur ein
soziales Mäntelchen, das sie sich umhängen. Solches
Mißtrauen kann nur im Dialog abgebaut werden.

Was das Elektorale anbetrifft, hegen wir keine Illu-
sionen. Wir beginnen ganz unten, ohne finanzielle
Mittel, ohne Pnea, ohne große Pa nuibasis. Es war
auch nicht unumstritten, ob wir uns an den Wahlen

beteiligen sollten. Wir laufen sicher Gefahr durch un-
sere den Eindruck zu vermitteln, doch
eine Partei zu sein, die wir ja nicht sein wollen. Wir
müssen aber, ganzg|cicb, welches der Au d e r
Wahlen sein wird, xufpws^ou, den Charakter enter of-

fenen Bewegung zu behalten. Für eine Wahlbeteili-
gung sprach aber die Tatsache, daß in Luxemburg

cinc politisch-gesellschaftliche Bewegung erst dann
zur Kenntnis genommen wird, wenn sie sich an Wah-
len beteiligt. Es ist dies eine wichtige Or|cgouhoit.
neue Ideen zu verbreiten.

Wir sind schließlich für die repräsentative Demokra-
tie. Die repräsentative Demokratie muß sicher durch
Formen der direkten Demokratie ergänzt werden,
doch die repräsentative Demokratie hat nicht ausge-
ayic|\.Wcuowirjccio Ma odx t erringensollten, ha-

ben wir auch als kleine Gruppe im Rahmen einer re-

p,Üxcxmhvrn Demokratie durchaus eine Rolle zu
spielen - womit wir wieder bei der Ausgangsfrage
wären -, um kritische Fragen zu stellen, um Alterna-
tiven zu entwickeln, u m mit Leuten aus anderen
Gruppierungen zu einem [wnkpmzoBbcizu|mgnn,
aber auch um - davon war noch keine Rede - eine
gewisse soziale -Mobilisierung in Gang zu setzen,
denn ohne das bewegt sich nichts. Auf politischer
Ebene allein iewegt sich nicht viel. Allein mit

menten verändert man di e Welt nicht. Eine gewisse
soziale Mohilisierung ist schon notwendig. Und die

ist zur Zeit nicht einfach, nicht nur weil die sozialen
Strukturen sich differenziert haben und eine gewisse
Entso|ido,isic,ungsmugf{unJcu hat, sondern auch
weil in der Krisensituation defensive Reaktionen
überhand nehmen. Das sieht omnjx in den K"Uck'
tivvertragsverha ndlungen oder bei der Tripartite.

"fonini": Besten Dank film das Gespräch.

Gespriich wurde am 25. Maz/ww von Fernand Fehlen und

Michel Pauly aufgezeichnet.
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Anmerkungen zu einer UU ReS~ U Ömfrage

Eine rezente Umfrage des Meinungsforschungsinstituts \LRoS ist uns Anlaß in dieser Nummer mit
der Artikelserie zum Luxemburger Staatrortzufahren. Die Auswertung der Antworten zu drei Fragen,
die in dieser Umfrage gestellt wurden, bilden einen weiteren Baustein zum Gesamtbild des Staates und
geben Aufschluß Ober die Vorstellung, die die Barger und Bürgerinnen von "ih,rm^ Staat haben.
Diese Umfrage ist in der jetzigen vo,wxNyur/ou,umsn in,,re ysnnte,, da sie es erlaubt, die Themen-
pmodu«ton der potentiellen Wähler der verschiedenen Parteien zu erfahren.

Die Fragen

ùu Oktober 1993 hat die DLRcScinc Repräsentativ-
umfrage bei 502 Personen Luxemburger Nationalität

üi)er 15 Jahren durchgeführt. Es wurde nicht nach der
Staatsverdrossenheit, nach den bürgerkundlichen
Kenntnissen oder nach politischen Einschätzungen
gefragt. Gefragt wurde vielmehr nach den konkreten
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